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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Donnerstag, 6. August, 10.30 Uhr, Kriegsgräberstätte am Waldfriedhof
Stadträtin Carmen Romano (Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) 
spricht in Vertretung des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich der 
Gedenkveranstaltung der Internationalen Jugendbegegnung München des 
Volksbunds Deutsche Kriegsgräberfürsorge e. V.
Unter dem Motto „Gemeinsam für den Frieden“ sind 30 Jugendliche aus 
zehn Nationen Europas in München zu Gast. Sie arbeiten gemeinsam 
an den Gräbern und Gedenkstätten der Opfer von Krieg und Gewaltherr-
schaft, um diese als Mahnmale für den Frieden und als Lernorte der Ge-
schichte zu erhalten. Durch ihr persönliches Engagement leisten die jun-
gen Menschen einen wichtigen Beitrag gegen das Vergessen und für ein 
friedliches Miteinander in Europa.

Wiederholung
Donnerstag, 6. August, 19 Uhr, Kunstpavillon im Alten Botanischen 
Garten
Stadtrat Lars Mentrup (SPD-Stadtratsfraktion) überreicht in Vertretung des 
Oberbürgermeisters den Seerosenpreis an die Künstlerin Esther Glück 
sowie an den Künstler Heribert Heindl. Der von der Stadt gestiftete Preis 
wird jährlich von einer Jury, bestehend aus Münchner Künstler*innen, an 
Kolleg*innen vergeben, die langjährig tätig sind und ihren Lebens- und 
Schaffensmittelpunkt in München haben.
Der Seerosenpreis wurde 1962 vom damaligen Oberbürgermeister 
Dr. Hans-Jochen Vogel, dem Maler Hermann Geiseler und Mitgliedern des 
Seerosenkreises ins Leben gerufen.

Wiederholung
Donnerstag, 6. August, 19.30 Uhr, Marienplatz
Stadträtin Katharina Horn (Die Linke Fraktion) spricht in Vertretung des 
Oberbürgermeisters ein Grußwort bei der Kundgebung zum Hiroshimatag, 
die vom Münchner Friedensbündnis veranstaltet wird. Die Gedenkveran-
staltung erinnert an die Atombombenabwürfe auf die japanischen Städte 
Hiroshima und Nagasaki am 6. und 9. August 1945.

Wiederholung
Freitag, 7. August, 11 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal
Am 9. August ist Oberbürgermeister Dominik Krause 100 Tage im Amt. Im 
Rahmen einer Pressekonferenz zieht er eine erste Bilanz und gibt einen 
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Überblick über Projekte und Initiativen, die angestoßen und umgesetzt 
wurden.
Achtung Redaktionen: Um eine Anmeldung bis Donnerstag, 6. August, 
per E-Mail an presseamt@muenchen.de wird gebeten.

Meldungen

Büro für Rückkehrhilfen feiert 30-jähriges Bestehen
(5.8.2026) Das Büro für Rückkehrhilfen der Stadt München hat in diesem 
Jahr sein 30-jähriges Bestehen gefeiert. Gegründet im Jahr 1996 und ur-
sprünglich als vorübergehendes Projekt konzipiert, hat das Büro seit seiner 
Gründung über 17.000 Rückkehrer*innen aus München und den umlie-
genden Landkreisen erfolgreich beim Neuanfang in ihrer alten Heimat 
unterstützt. Im Jahr 2025 kehrten mit Unterstützung des Büros über 320 
Migrant*innen vor allem in die Türkei, Syrien und Peru sowie in 27 weitere 
Herkunftsländer zurück.
Anlässlich des 30-jährigen Bestehens des Büros hatte die Stadt zu der 
zweitägigen Fachtagung „Gemeinsam lernen, gemeinsam gestalten – 
Rückkehr und Reintegration im Wandel der Zeit“ eingeladen, die über 200 
Fachleute aus dem In- und Ausland ins Alte Rathaus gezogen hat. Disku-
tiert wurde dabei über bewährte Praktiken sowie zukünftige Strategien in 
der Rückkehr- und Reintegrationspolitik.
Vor dem Hintergrund der Herausforderungen beim Wiederaufbau Syriens 
nach dem Ende des Bürgerkrieges wurde dabei unter anderem deutlich, 
wie wichtig es ist, dass sich Rückkehrhilfen und Entwicklungszusammen-
arbeit sinnvoll ergänzen. So können die Übernahme der Reisekosten und 
die Auszahlung von Starthilfen über das Bundesprogramm REAG/GARP 
und die Reintegrationsunterstützung über das Bayerische Rückkehrpro-
gramm maßgeblich zu einer erfolgreichen Rückkehr und Reintegration 
beitragen. Gerade in Syrien ist die zusätzliche Unterstützung mit Geld- und 
Sachleistungen (unter anderem zur Existenzgründung, Renovierung, Woh-
nungsausstattung) über das Europäische Reintegrationsprogramm/EURP 
entscheidend, dass die Menschen in ihrem Heimatland wieder Fuß fassen 
und ihren Teil zum Wiederaufbau beitragen können.
Die Konferenz wurde in Kooperation der EU-Projekte „Coming Home“ des 
Büros für Rückkehrhilfen der Stadt München und „IntegPlan – Integrierte 
Rückkehrplanung“ der Micado Migration gGmbH organisiert und durch 
den Asyl-, Migrations- und Integrationsfond der EU (AMIF) kofinanziert.
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Ein Garten für alle an der Friedrichshafener Straße
(5.8.2026) Auf einer bislang ungenutzten Fläche an der Friedrichshafener 
Straße sind seit Mai durch eine temporäre Zwischennutzung Aufenthalts-
angebote für die Nachbarschaft entstanden. Bis Ende 2028 wird ein gärt-
nerisches Angebot die Fläche beleben. Die einzelnen Nutzungen werden 
dabei vom Stadtteilmanagement der Münchner Gesellschaft für Stadter-
neuerung mbH (MGS) koordiniert. 

An der Friedrichshafener Straße sind durch eine temporäre Zwischennutzung Aufenthaltsan-
gebote für die Nachbarschaft entstanden (Foto: LHM)

Hochbeete und eine altersgerechte Bank inklusive Verschattung schaffen 
einen Ort der Begegnung und Bewegung. Eine Musterpflanzfläche dient 
als Beispiel, wie private Gärten und öffentliche Grünflächen besser an wär-
mere und trockene Sommer angepasst und gleichzeitig insektenfreundlich 
gestaltet werden können.
Ein vom Verein Green City betreuter Gemeinschaftsgarten gibt Nach-
bar*innen die Möglichkeit, das Gärtnern in Hochbeeten unter fachkundiger 
Anleitung auszuprobieren und Erfahrungen auszutauschen. Der rote Mate-
rialcontainer „Solarium“ der „MAGs – München Aktiv für Gesundheit e.V.“ 
bietet Stühle, Sportutensilien und Strom aus Solarpaneelen. Es ist ein Treff-
punkt für alle Interessierten entstanden.
Ab 2029 wird das Grundstück voraussichtlich für die Verlängerung der U5 
nach Freiham benötigt. Anschließend soll auf einem Teil der Fläche preis-
günstiger geförderter Wohnraum und ein Alten-Service-Zentrum entstehen. 
Die fünf im südlichen Teil des Grundstücks neu gepflanzten stadtklimatisch 
resilienten Bäume sollen dabei erhalten bleiben. Sie leisten einen Beitrag 
zur ökologischen Aufwertung und verbessern das Mikroklima. Sensoren 
an den Bäumen messen ihren Pflegezustand und Wasserbedarf. Die Daten 
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dienen der Baumpflege als Grundlage und sind für alle im Schaufenster 
des Stadtteilladens ablesbar.
Die Initiative ist Teil der Stadtteilsanierung und entspricht den Zielsetzun-
gen des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK). Finanziert wird 
das Projekt mit Städtebauförderungsmitteln aus dem Städtebauförderungs-
programm „Sozialer Zusammenhalt“.
Mehr Infos zum Projekt und auch allgemein zur Stadtteilsanierung online 
unter www.neuaubing-westkreuz.de/stadtentwicklung/projekte/ 
friedrichshafener-strasse.html.

http://www.neuaubing-westkreuz.de/stadtentwicklung/projekte/friedrichshafener-strasse.html
http://www.neuaubing-westkreuz.de/stadtentwicklung/projekte/friedrichshafener-strasse.html
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 5. August 2026

Fußverkehrsplanungen Kunstareal
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/
München-Liste) vom 6.5.2025

Baustellen für die Verkehrswende nutzen – Zweirichtungsradweg an 
der Berg-am-Laim-Unterführung
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Gunda Krauss, Gudrun Lux, 
Florian Schönemann und Christian Smolka (Fraktion die Grünen – Rosa 
Liste – Volt) vom 11.8.2025

Einseitiger Olympia-Dialog mit städtischen Mitteln? – Auch Gegner 
müssen einbezogen werden!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.9.2025

Rettet den Lebenshof – ein Ort für Tierwohl, Kinderherz und Natur! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.1.2026

Versinkt Freiham im (Wertstoff)Müll?
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Nikolaus 
Gradl, Heike Kainz und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 5.2.2026

Olympia: Öffentlichkeitsarbeit oder politische Werbung?
Anfrage Stadtrat Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 5.2.2026

Auswirkungen der Reform des BayKiBiG bei der Großtagespflege?
Anfrage Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Fraktion) vom 4.5.2026
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Fußverkehrsplanungen Kunstareal
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/
München-Liste) vom 6.5.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Zunächst möchten wir um Entschuldigung bitten, dass Sie bisher noch 
keine Rückmeldung von uns erhalten haben. 

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie, dass dem Stadtrat ein aktu-
eller Bericht zur fußläufigen Erreichbarkeit des Kunstareals vorgelegt wird, 
einschließlich geplanter Verbesserungen und bestehender Herausforderun-
gen.

Zu Ihrem Antrag vom 6.5.2025 teile ich Ihnen, Ihr Einverständnis vorausge-
setzt, Folgendes mit.

Umgesetzte Maßnahmen im Sinne des Fußverkehrs
In den vergangenen Jahren wurden im Umgriff des Kunstareals und den 
direkt angrenzenden Straßen eine Reihe von Umbaumaßnahmen im Stra-
ßenraum durchgeführt, die auch die Situation des Fußverkehrs deutlich 
verbessert haben. Bei Betrachtung des Kunstareals seit dem von Ihnen 
genannten Vergleichsjahr 2017 sind insbesondere folgende Projekte her-
vorzuheben:

Während der Pandemie wurden u.a. aufgrund sprunghaft angestiegener 
Radverkehrszahlen sogenannte „Pop-Up Bike Lanes“ in der Theresi-
enstraße und der Gabelsbergerstraße westlich der Türkenstraße markiert, 
welche nach einer Testphase in den dauerhaften Bestand übergangen sind. 
In diesen Straßenabschnitten, welche vorher keine Radverkehrsanlagen 
aufwiesen, führte dies dazu, dass weniger regelwidriger Radverkehr auf 
den Gehbahnen stattfindet. Dies bedeutet eine signifikant verbesserte Si-
tuation für den Fußverkehr, der somit deutlich seltener mit Radfahrenden 
in Konflikt gerät.

Im Rahmen des Baus der Radschnellverbindung von München nach Gar-
ching wurde in den letzten Jahren der erste Bauabschnitt zwischen Len-
bachplatz und Platz der Opfer des Nationalsozialismus umgebaut. Rund 
um den Maximiliansplatz entstanden dabei nicht nur breitere Radwege. Für 
den Fußverkehr wurden nach Möglichkeit alle Knotenpunkte optimiert, bar-
rierefrei ausgebaut sowie mit einem Blindenleitsystem ausgestattet. 
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Neben der im vorliegenden Antrag erwähnten Neugestaltung der Querun-
gen am Oskar-von-Miller-Ring wurden im Rahmen der Oberflächenwieder-
herstellung des Altstadtring Nordwest auch die Gehwege auf der Strecke 
u.a. durch vielfältige Begrünungsmaßnahmen und Sitzgelegenheiten deut-
lich attraktiver. In Abstimmung mit dem Städtischen Beraterkreis Barrie-
refreies Planen und Bauen wurden alle Übergänge abgesenkt und zudem 
an Ampeln und Zebrastreifen Blindenleitsysteme mit ertastbaren, weißen 
Bodenplatten eingebaut. Außerdem hat das Baureferat die Bushaltestellen 
am Oskar-von-Miller-Ring, in der Ludwigstraße sowie in der Prinzregenten-
straße (kurz vor der Ecke Seitzstraße) mit Bodenindikatoren und erhöhten 
Bordsteinkanten barrierefrei ausgebaut. Für Menschen mit Sehbeeinträch-
tigungen, Personen mit Rollstuhl, Rollator oder Kinderwägen erleichtert 
dies den Zugang zum öffentlichen Nahverkehr erheblich.

Im Jahr 2025 wurden in der Karlstraße in der Tempo-30-Zone zwischen 
Barerstraße und Ottostraße sowie in der südlich angrenzenden Ottostraße 
die baulichen Radwege entfernt, wie es gemäß dem Beschluss „Radweg-
rückbau in Tempo-30-Zonen“ der Vollversammlung des Stadtrates vom 
20.10.2021 (Sitzungsvorlagen-Nr. 20-26/V 03312) vorgesehen ist und durch 
die Landeshauptstadt München sukzessive umgesetzt wird. Der gewon-
nene Platz wurde dem Fußverkehr zugeschlagen.

In der Brienner Straße wurde westlich der Luisenstraße zugunsten des 
Fußverkehrs ebenfalls der Radverkehr aus den Seitenbereichen herausge-
nommen und in Form von Radfahrstreifen auf die Fahrbahn verlegt. 

Derzeit und noch bis 2028 baut die Landeshauptstadt München die Au-
gustenstraße im Abschnitt zwischen Görresstraße und Briennerstraße in 
mehreren Bauabschnitten um. Gewissermaßen als westlicher Rand des 
Kunstareals dient dieses Projekt in erster Linie der Erhöhung der Aufent-
haltsqualität und der Stärkung des Fußverkehrs. Durch Verkehrsberuhi-
gung, deutliche Verbreiterungen der Gehbahnen und verbesserte, barriere-
freie Querungen (als Pilotprojekt auch an ungesicherten Querungsstellen 
mit differenzierter Bordsteinhöhe) sowie Sitzgelegenheiten und Begrünun-
gen kann dieses Projekt den Fußverkehr bestmöglich stärken. Dies ist für 
das Kunstareal u.a. auch deshalb von Bedeutung, da die U-Bahnhaltestelle 
Theresienstraße in der Augustenstraße liegt und für einige Museen, wie 
z.B. die Pinakothek der Moderne, die nahegelegenste U-Bahnhaltestelle 
darstellt. 

Die Schellingstraße als nördliche Grenze des Kunstareals ist mittlerweile 
durchgängig auf Tempo 30 beschränkt, was ebenfalls grundsätzlich im 
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Sinne des Fußverkehrs ist, da Querungen erleichtert werden und die Lärm-
belastung durch den Kfz-Verkehr verringert wird.

Geplante Verbesserungen aus Sicht des Fußverkehrs
Neben den bereits umgesetzten Verbesserungen sind mehrere Projekte 
derzeit in Prüfung.

Mit dem Beschluss der Vollversammlung vom 2.10.2019 (Sitzungsvorlage 
Nr. 14 - 20/V 16217), wurde die Verwaltung beauftragt zu prüfen, wie das 
Verkehrskonzept der sogenannten „Alternative 5“ geändert werden muss, 
um den Vorgaben des Radentscheids München zu entsprechen. Der Um-
griff der Alternative 5 umfasst das Herzstück des Kunstareals, nämlich die 
Theresienstraße zwischen Türkenstraße und Luisenstraße, die Gabelsber-
gerstraße zwischen Arcisstraße und Türkenstraße, sowie die Türkenstraße 
zwischen Gabelsbergerstraße und Theresienstraße. Im Weiteren hat die 
Vollversammlung des Münchner Stadtrats mit ihrem Beschluss zum Ra-
dentscheid vom 18.12.2019 (Sitzungsvorlage Nr. 14 - 20/V 15585) und der 
Mobilitätsausschuss mit seinem Beschluss zum Sachstandsbericht 2022 
vom 14.12.2022 (Sitzungsvorlage Nr. 20 – 26/V 06921) Planungsvorgaben 
in Form von Leitlinien konkretisiert und die Verwaltung beauftragt, auch in 
anderen Straßen Varianten zur Umsetzung des Radentscheids zu erarbei-
ten sowie dem Stadtrat jeweils einen Entscheidungsvorschlag vorzulegen. 
Mit Beschluss des Mobilitätsausschusses vom 24.1.2024 (Sitzungsvorlage 
Nr. 20-26/V 12113) wurde anschließend neu definiert, welche Grundsätze 
bei der Umsetzung des Radentscheids künftig weiterhin zu gelten haben. 
Dabei wurde der Schwerpunkt auf eine integrierte Planung im Sinne der 
Bedürfnisse der gesamten Stadtgesellschaft gelegt. Die ursprüngliche 
Planungsabsicht der sogenannten „modifizierten Alternative 5“ war es 
bis zum Jahr 2019 lediglich, im oben genannten Umgriff die Einbahnstra-
ßen in Zweirichtungsverkehr umzuwandeln und nur in der Gabelsberger-
straße Radverkehrsanlagen vorzusehen. Bei der nun geforderten Radent-
scheid-konformen Realisierung der Alternative 5 sind Radwege gemäß 
den städtischen Planungsleitlinien mit einer Regelbreite von 2,30 m (zzgl. 
Sicherheitsabstände) zu realisieren, gleichzeitig sollen Fußverkehrsanlagen 
möglichst verbreitert, mindestens jedoch in ihrer Breite erhalten bleiben. 
Bei der Erarbeitung der zukünftigen Flächenverteilung werden zudem wei-
tere Themen wie Verkehrssicherheit, Aufenthaltsqualität, Barrierefreiheit, 
Stärkung des Umweltverbunds, Grünausstattung und Klimaziele aufgegrif-
fen. Bei diesem integrierten Planungsansatz stehen nicht verkehrsfunkti-
onale Partikularinteressen im Vordergrund, stattdessen bilden die Bedürf-
nisse der gesamten Stadtgesellschaft die Grundlage für das Einzelprojekt, 
unabhängig vom jeweiligen Auslöser für den Projektstart. Insofern wird 
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auch hier die Verbesserung für den Fußverkehr eine wichtige Rolle in den 
weiteren Planungen spielen. Insbesondere vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Haushaltslage kann jedoch zum jetzigen Zeitpunkt keine Auskunft 
über den konkreten Umsetzungszeitpunkt erteilt werden. Die internen Ab-
stimmungen zu der vorgesehenen Beschlussvorlage laufen.

Durch die Vollversammlung wurde am 27. April 2022 beschlossen (siehe 
Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 04418), sukzessive vertiefte Planungen für 
die weiteren radialen Radschnellverbindungen – wie der nach Dachau – 
zu beauftragen. Die Heßstraße im Abschnitt zwischen Lothstraße und 
Schwerer-Reiter-Straße befindet sich derzeit in der Planungsphase. In den 
übrigen Abschnitten der Heßstraße ist die Planung derzeit zurückgestellt, 
da gemäß Beschluss des Stadtrats zunächst die Radschnellverbindungen 
nach Garching und Markt Schwaben geplant und realisiert werden sollen. 
Vor dem Hintergrund der aktuellen Haushaltslage kann auch hier zum ak-
tuellen Zeitpunkt keine Auskunft über einen Umsetzungszeitpunkt erteilt 
werden. Im Rahmen einer Planung auf der Route über die Arcisstraße und 
Katharina-von-Bora-Straße wird auch das Konzept des Kunst-Boulevard Ar-
cisstraße Berücksichtigung finden. Dieses hat explizit den Fußverkehr auf 
der Achse vom Alten Botanischen Garten nach Norden, vorbei an mehre-
ren Museen und anderen Points of Interest im Fokus. 

Unter dem Motto „Open Kunstareal“ waren Künstler*innen, Designer*in-
nen, Landschaftsarchi-tekt*innen und Stadtplaner*innen gemäß Beschluss 
des Stadtrats (Sitzungsvorlage 20-26/V 13585) dazu aufgerufen, ihre Ideen 
und Visionen für das Kunstareal München zu präsentieren. Die Jury aus Ex-
pert*innen und Münchner*innen hat sich 2024 für die Idee „Kunstgarten“ 
des Pariser Landschaftsarchitekturbüros Atelier Roberta entschieden. Der 
„Kunstgarten“ schafft zusätzliche Sitzflächen; bei seiner weiteren Ausar-
beitung spielen die Verbesserung der Fußwegebeziehungen zwischen den 
Museen und im gesamten Kunstareal sowie die Verbesserung der Barriere-
freiheit eine wichtige Rolle.

Für die Brienner Straße im Abschnitt zwischen Richard-Wagner-Straße und 
Karolinenplatz (d.h. inklusive des Königsplatzes) besteht ein Prüfauftrag an 
die Verwaltung seit dem Beschluss zum Ersten Maßnahmenbündel zum 
Bürgerbegehren „Radentscheid“. Im Zuge dieser Planung werden auch 
Verbesserungen für den Fußverkehr im Bereich der heute nicht asphaltier-
ten Gehbahnbereiche am Königsplatz geprüft. Wann der geplante Umbau 
tatsächlich umgesetzt werden kann, ist jedoch aufgrund der derzeit sehr 
angespannten Haushaltslage der Landeshauptstadt München leider nicht 
absehbar. 
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Weitere angesprochene Themen und Fragestellungen
Im vorliegenden Antrag wird zudem noch die Frage aufgeworfen, ob eine 
verstärkte Nutzung des Fußverkehrs erkennbar wäre. Zählungen zum Fuß-
verkehr liegen bislang in München nur vereinzelt vor, weshalb bezogen auf 
das Kunstareal keine Aussage getroffen werden kann.

Im Jahr 2023 hat die Landeshauptstadt München an der Haushaltsbefra-
gung „Mobilität in Städten“ (SrV – System repräsentativer Verkehrsbe-
fragungen | vgl. Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V17926) teilgenommen. Das 
Ergebnis zeigt auf, wie sehr sich das Mobilitätsgeschehen in München 
gegenüber dem Vergleichsjahr 2017 verändert hat. Erstmalig wurden in 
dieser Befragung auch spezifische Verkehrsdaten für die 25 Münchner 
Stadtbezirke erhoben. So betrug der Anteil der in München zu Fuß zurück-
gelegten Wege 2023 ca. 33% und fiel damit 9 Prozentpunkte höher aus 
als noch im Jahr 2017. Der Anteil der in München mit dem Fahrrad zurück-
gelegten Wege belief sich 2023 auf ca. 21%, das sind 3% mehr als noch 
2017. Der ÖPNV kam auf 22%. Der Anteil der in München mit dem Kfz 
zurückgelegten Wege betrug 2023 ca. 24% und sank damit um 10 Prozent-
punkte gegenüber 2017. Auch im Stadtbezirk 03 Maxvorstadt, in dem sich 
das Kunstareal befindet, wird der weit überwiegende Anteil der Wege mit 
Verkehrsmitteln des Umweltverbundes (ÖPNV, Fußverkehr, Radverkehr) 
zurückgelegt.
In der Maxvorstadt ist dabei der überdurchschnittliche Fußverkehrsanteil 
besonders herausstechend. Eine Übersicht über die Ergebnisse der Haus-
haltsbefragung „Mobilität in Städten“ für den 3. Stadtbezirk ist der nach-
stehenden Abbildung zu entnehmen:
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Im Ergebnis der bezirklichen Auswertung von 2023 wurden im Stadtbezirk 
3 Maxvorstadt 42% der Wege zu Fuß, 24% der Wege mit dem Fahrrad, 
23% der Wege mit öffentlichen Verkehrsmitteln und 12% der Wege mit 
dem Kfz zurückgelegt. – Ausführliche Informationen finden sich unter: 
https://muenchenunterwegs.de/angebote/srv-2023 

Bezüglich der im Antrag angesprochenen Herausforderungen muss festge-
halten werden, dass Planungen und Umbaumaßnahmen aktuell vor dem 
Hintergrund der derzeit schwierigen Finanzlage des städtischen Haushalts 
zu betrachten sind. 

Es bestehen grundsätzlich keine gravierenden Zugangshindernisse im un-
mittelbaren Umfeld. Allerdings sind durch mehrere Baustellen im weiteren 
Umfeld (Hauptbahnhof, Augustenstraße, mehrere private Baumaßnahmen, 
etc.) temporär eingeschränkte Fußwegebeziehungen hinzunehmen, da 
baustellenbedingt besondere Engstellen bestehen.

Zum vorliegenden Stadtratsantrag wurde durch den Facharbeitskreis Mobi-
lität des Behindertenbeirats der Landeshauptstadt München ein Schreiben 
verfasst (siehe Anhang). In diesem Schreiben wird der Antrag befürwor-
tet, eine vollumfängliche barrierefreie Umsetzung aller Maßnahmen ge-
fordert und eine rechtzeitige Beteiligung des Städtischen Beraterkreises 
gewünscht. Dazu kann seitens der Stadtverwaltung festgehalten werden, 
dass bei allen Straßenbaumaßnahmen selbstverständlich eine barrierefreie 
Ausführung realisiert und, dass die bewährte Beteiligung des Städtischen 
Beraterkreises stattfinden wird.  

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

https://muenchenunterwegs.de/angebote/srv-2023
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Baustellen für die Verkehrswende nutzen – Zweirichtungsradweg an 
der Berg-am-Laim-Unterführung
Antrag Stadtrats-Mitglieder Paul Bickelbacher, Gunda Krauss, Gudrun Lux, 
Florian Schönemann und Christian Smolka (Fraktion die Grünen – Rosa 
Liste – Volt) vom 11.8.2025

Antwort Mobilitätsreferent Georg Dunkel:

Wir bitten zunächst die späte Beantwortung zu entschuldigen. Die Ge-
schäftsordnungsfrist konnte aufgrund personeller Engpässe leider nicht 
eingehalten werden. Wir bedanken uns für die gewährte Fristverlängerung.

In Ihrem oben genannten Antrag fordern Sie die Stadtverwaltung auf „so-
fort und dauerhaft auf der Südseite der Berg-am-Laim-Straße zwischen 
Haidenauplatz und Friedensstraße einen Zweirichtungsradweg einzurich-
ten. 

Nach § 60 Abs. 9 Geschäftsordnung (GeschO) dürfen sich Anträge ehren-
amtlicher Stadtratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren 
Erledigung der Stadtrat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft 
jedoch eine laufende Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 
1 Gemeindeordnung (GO) und § 22 GeschO dem Oberbürgermeister 
obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behandlung im Stadtrat rechtlich 
nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag vom 11.8.2025 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Vielen Dank für Ihren Antrag zur Einrichtung eines Zweirichtungsradwegs 
auf der Südseite der Berg-am-Laim-Straße zwischen Haidenauplatz und 
Friedensstraße. Ihre Initiative, zur Verbesserung der Radverkehrsanbindung 
in diesem Bereich und insbesondere der Gedanke bereits bestehende bau-
stellenbedingte Situationen dafür zu nutzen, begrüße ich.

Aktuell ist die Erreichbarkeit mit dem Fahrrad von der Friedenstraße kom-
mend nur umständlich bzw. umwegig legal möglich. Dementsprechend 
häufig wird der südliche Geh- oder Radweg regelwidrig von Radfahrenden 
Richtung Haidenauplatz genutzt. Eine direkte und sichere Verbindung ist 
entscheidend, um den Radverkehr zu fördern und die Nutzung umwelt-
freundlicher Verkehrsmittel zu steigern.

Im Rahmen der baustellenbedingten Raumaufteilung an der Berg-am-Laim-
Straße, die seit Frühjahr 2025 im Kontext der 2. S-Bahn-Stammstrecke 
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besteht, wurde eine Fahrspur für den motorisierten Individualverkehr (MIV) 
gesperrt, um über den gesamten Zeitraum der Baustelle ausreichend 
Platz für die sichere Nutzung der Seitenräume für zu Fuß Gehende und 
Radfahrende zur Verfügung stellen zu können. Allerdings bietet die Breite 
der verfügbaren Seitenraumflächen nur begrenzte Möglichkeiten für einen 
gegenläufigen Radverkehr. Diese variiert je nach Bauphase, sodass eine 
durchgehende Freigabe für den gegenläufigen Radverkehr nicht umsetzbar 
ist.

Beispielhaft kann hierfür die aktuelle Baustellensituation zur Verdeutlichung 
herangezogen werden. Derzeit stehen dem Fuß- und Radverkehr nur die 
Flächen der rechten gesperrten Fahrspur zur gemeinsamen Nutzung zur 
Verfügung, die für einen gegenläufig freigegebenen Radverkehr deutlich 
zu gering ist. Ab der zweiten Jahreshälfte dieses Jahres wird die stadtaus-
wärtsführende Verbindung für den Fuß- und Radverkehr sogar für einen 
längeren Zeitraum komplett gesperrt werden müssen. Umleitungen insbe-
sondere für den Radverkehr sind selbstverständlich vorgesehen. Ein stän-
diger Wechsel zwischen Freigabe und Aufhebung einer Gegenläufigkeit 
wird nicht als praktikabel angesehen. 
Zudem ist die rechte Fahrspur nicht komplett bis zur Friedenstraße ge-
sperrt, sondern wechselt bereits einige Meter vorher, in der Unterführung, 
zurück auf zwei Fahrspuren. Für eine Freigabe des gegenläufigen Radver-
kehrs wäre eine Fortführung der Sperrung bis zur Friedenstraße jedoch aus 
Platzgründen zwingend erforderlich. Aktuell kann durch die bereits vor der 
Friedenstraße wieder zur Verfügung stehende rechte Fahrspur von rechts-
abbiegenden KFZ in die Friedenstraße als Wartefläche im Fall von parallel 
fahrendem Radverkehr genutzt werden, ohne Rückstau auf der linken, ge-
meinsam mit der Tram genutzten Fahrspur zu erzeugen. Eine Verschlechte-
rung der Situation für den ÖPNV kann somit vermieden werden.

Für die dauerhafte Lösung der Radverkehrsanbindung in diesem Bereich 
setzt sich das Mobilitätsreferat bereits aktiv ein. Der gegenständliche Be-
reich wurde im Zuge des Bebauungsplans mit Grünordnung Nr. 1956a „Or-
leanshöfe“ betrachtet. Im Billigungsbeschluss (Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 
14169 Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung vom 
18.9.2024) wird ein Umbau der Orleanstraße zugunsten einer verbesserten 
Radinfrastruktur zusammen mit dem Umbau der Kreuzung Haidenauplatz 
nach Fertigstellung der 2. S-Bahn-Stammstrecke in Aussicht gestellt. 

Ein Umbau des Knotenpunkts Haidenauplatz sowie dessen Anbindung aus 
dem Umfeld ist Teil der Betrachtungen und seitens des Mobilitätsreferats 



Rathaus Umschau
5.8.2026, Seite 15

zwar vorgesehen, wird jedoch erst im Zuge der Umsetzung der genannten 
Projekte realisiert werden können. 
Ziel neben einer Reihe anderer wichtiger Verbesserungen in diesem Be-
reich ist die Errichtung eines dauerhaft sicheren und komfortablen Zwei-
richtungsradwegs zwischen Friedenstraße und Haidenauplatz, der den 
Radverkehr nachhaltig fördert und integriert.
Wir sind uns der Herausforderungen bewusst, die mit der aktuellen Bau- 
und Verkehrssituation einhergehen, und arbeiten daran, Lösungen zu 
finden, die sowohl den Bedürfnissen der Radfahrenden als auch anderen 
Verkehrsteilnehmenden gerecht werden.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Einseitiger Olympia-Dialog mit städtischen Mitteln? – Auch Gegner 
müssen einbezogen werden!
Antrag Stadtrats-Mitglieder Dirk Höpner, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.9.2025

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Die Nichteinhaltung der geschäftsordnungsgemäßen Frist zur Beantwor-
tung des Stadtratsantrags bittet das Referat für Bildung und Sport zu ent-
schuldigen.

Auf Ihren Antrag vom 16.9.2025 nehme ich Bezug.

Der Antrag lautet wie folgt:
Bei der städtischen Infoveranstaltung zur Olympiabewerbung „Marktplatz 
Olympia“ am 17.9.2025 sind auch die Gegner:innen der Bewerbung gleich-
berechtigt einzubeziehen. Ihnen ist die Teilnahme an den Talkrunden sowie 
die Einrichtung eigener Informationsstände zu ermöglichen.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen hierzu Folgendes mit:

Die von Ihnen angesprochene Dialogveranstaltung am 17.9.2025 war Teil 
der Informationsmaßnahmen in Vorbereitung des Bürgerentscheids am 
26.10.2025. 
In diesem Sinne folgte diese Veranstaltung inhaltlich und in ihrer Gestal-
tung dem Auftrag, den das Referat für Bildung und Sport durch den mehr-
heitlichen Stadtratsbeschluss der Sitzungsvorlage Nr. 20-26/V 16715 vom 
28.5.2025 erhalten hat (siehe II. Ziffer 7). 

Inhaltlich wurden bei der Veranstaltung die Sorgen der Bürger*innen aufge-
griffen und Fakten sowie Argumente dargestellt. An Informationsständen 
verschiedener beteiligter Referate, Verbände und Gruppierungen hatten die 
Bürger*innen zu jeder Zeit die Möglichkeit, kritische Fragen zu stellen und 
ihre Bedenken zu äußern. Ebenso stellte sich Oberbürgermeister Dieter 
Reiter direkt den Anliegen der Bürger*innen. Dementsprechend wurde 
kritischen Stimmen und Contra-Argumente vor Ort Raum gegeben und mit 
Ernsthaftigkeit begegnet. 

Diese Auseinandersetzung mit den kritischen Anmerkungen, Sorgen und 
Ängsten der Bürger*innen war übrigens Bestandteil vieler Veranstaltun-
gen (z.B. Corso Leopold, Dialogformate in den Riem- und Pasing-Arcaden, 
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Sportfestivals, Tag der Daseinsvorsorge, Bürgersprechstunden u.v.m.) und 
wurde von den Projektverantwortlichen bewusst gesucht.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist. 
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Rettet den Lebenshof – ein Ort für Tierwohl, Kinderherz und Natur! 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Dirk Höpner, Nicola Holtmann 
und Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 16.1.2026

Antwort Sozialreferat:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Sie bitten den Oberbürgermeister, „sich persönlich für 
den Erhalt des Lebenshofes Alte Mühle Bruck einzusetzen und sich auf 
Landesebene sowie gegenüber den zuständigen Behörden dafür starkzu-
machen, dass die Privilegierung und Genehmigung für den Neubau des 
Reha- und Seniorenstalls umgehend erteilt wird.“

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen zu Ihrem Antrag vom 
16.1.2026 Folgendes mit:

Vielen Dank für Ihre Anfrage bezüglich der Unterstützung des Lebenshofes 
Alte Mühle Bruck. Wir schätzen Ihr Engagement für dieses wichtige Pro-
jekt und die damit verbundenen Ziele in den Bereichen Tierwohl, Artenviel-
falt und soziale Stabilität.

Leider müssen wir Ihnen mitteilen, dass die Genehmigung der geplanten 
Stallbauten in den alleinigen Zuständigkeitsbereich des Landratsamtes 
Ebersberg fällt. Dem Landratsamt obliegt als zuständige Behörde diese 
hoheitliche Aufgabe.  

Dennoch möchten wir betonen, dass uns die Fortführung der Kooperation 
mit dem Lebenshof Alte Mühle Bruck sehr am Herzen liegt. Der Hof liegt 
zwar außerhalb Münchens im Landkreis Ebersberg, wird jedoch seit vielen 
Jahren von zahlreichen Münchner Kindern, Familien und sozialen Projekten 
genutzt. Auch das Sachgebebiet Ferienangebote/Familienpass des Stadt-
jugendamtes belegt den Lebenshof im Rahmen der Ferienangebote regel-
mäßig und gern. Der Lebenshof leistet – wie Sie in Ihrem Antrag anführen 
– einen wertvollen Beitrag zur Bildung, Inklusion, Therapie und emotionalen 
Entwicklung junger Menschen, insbesondere solcher, die in unserer Stadt 
besonderen Belastungen ausgesetzt sind. 

Für diese Leistung wurde der Hof erst letztes Jahr mit einer Urkunde ge-
ehrt. 
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Das Sachgebiet Ferienangebote/Familienpass wird auf Grund der positiven 
Erfahrungen auch weiterhin Ferienfreizeiten auf dem Lebenshof anbieten

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Versinkt Freiham im (Wertstoff)Müll?
Antrag Stadtrats-Mitglieder Andreas Babor, Alexandra Gaßmann, Nikolaus 
Gradl, Heike Kainz und Hans-Peter Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit 
FREIE WÄHLER) vom 5.2.2026

Antwort Edwin Grodeke, Leiter des Kommunalreferats:

Mit Ihrem Antrag fordern Sie die Landeshauptstadt München, Kommunal-
referat, Abfallwirtschaftsbetrieb München (AWM) auf, „…umgehend mit 
der Firma Remondis eine Lösung für die überquellenden Unterflur-Wert-
stoffinseln in Freiham zu finden. Um schnell Abhilfe zu schaffen, sind 
die Ausleerungszyklen umgehend zu verkürzen. Sollten das Volumen für 
Kunststof-fe/Metall/Blech zu klein bemessen sein, ist zu prüfen, ob nicht 
sinnvollerweise mindestens zwei Behälter für Plastik/Blech vorzusehen 
sind. Zudem ist an den Standorten auf alternative Wert-stoffinseln (z.B. an 
der Aubinger Allee) hinzuweisen.“

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch ein „laufendes“ 
Geschäft, dessen Besorgung nach Art. 88 Abs. 3 Satz 1 GO i.V.m. der 
Betriebssatzung des jeweiligen Eigenbetriebes der Werkleitung obliegt. 
Eine beschlussmäßige Behandlung der Angelegenheit im Stadtrat ist daher 
rechtlich nicht möglich.

Zu Ihrem Antrag vom 5.2.2026 teile ich Ihnen Folgendes mit:

Allgemeines
Seit Inkrafttreten der Verpackungsverordnung im Jahr 1991, die zum 
1.1.2019 durch das Ver-packungsgesetz (VerpackG) abgelöst wurde, liegt 
die Verantwortung für die Entsorgung von Verkaufsverpackungen nicht in 
der Zuständigkeit des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers, sondern 
die Verantwortung wurde insoweit den sog. Dualen Systemen Deutschland 
(DSD) übertragen. Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 VerpackG haben sich Herstel-
ler*innen von systembeteiligungspflichtigen Verpackungen zur Gewährleis-
tung der flächendeckenden Rücknahme an einem oder mehreren Syste-
men zu beteiligen. Zwischenzeitlich sind zehn DSD etabliert, die ihrer-seits 
für die operative Durchführung der Einsammlung der Verpackungen Betrei-
berfirmen beauftragen. In München sind dies derzeit die Firmen Wittmann 
Entsorgungswirtschaft GmbH (Wittmann) und Remondis GmbH & Co. KG 
(Remondis).
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Im Stadtbezirk 22 – Freiham betreibt Remondis die Wertstoffsammelstel-
len.

Behälterkapazitäten
Unterflurcontainer für Leichtverpackungen weisen höhere Kapazitäten 
(5m³) auf als oberirdische Depotcontainer (3m³). Zudem wird ab 2027 das 
bestehende Bringsystem in Bezug auf Leichtverpackungen durch das Hol-
system mit der Gelben Tonne am Haus abgelöst. Der Einbau weiterer Un-
terflurbehälter wurde daher bereits zukunftsorientiert und aus Gründen der 
Nachhaltigkeit sowie Wirtschaftlichkeit nicht durchgeführt.

Zusätzlich gibt es noch eine provisorische Wertstoffsammelstelle in der 
Annemarie-Renger-Straße/Aubinger Allee, um die Entsorgungskapazitäten 
zu erhöhen.

Überfüllungen
Remondis hat bestätigt, dass es an der Unterflurcontaineranlage in der 
Otto-Meitinger-Straße immer wieder zu Ablagerungen kam. Jedoch wären 
diese oft nicht mit überfüllten Containern einhergegangen. Auch habe es 
sich bei dem Inhalt der Säcke, welche neben die Einwurfsäulen gelegt 
wurden, immer wieder nicht um Verpackungsmüll gehandelt. Vielmehr 
wäre mehrfach Restmüll vorgefunden worden, welcher in den Hausmüll 
gehört.

Auch die von Remondis eingesetzte Reinigungsfirma bestätigt, dass die 
Behälter bei der Reinigung des Standplatzes grundsätzlich Kapazitäten auf-
weisen würden. Die umliegenden Ablagerungen hätten demzufolge fast 
immer eingeworfen werden können. Zum Teil würden große blaue Müll-
säcke neben den Einwurfsäulen liegen, welche bei Weitem nicht nur mit 
Verpackungsmaterial befüllt wären. Zudem wird der Standplatz regelmäßig 
zweimal wöchentlich gereinigt, was über den Standard von einer Reini-
gung pro Woche bereits hinausgeht.

Seit der Inbetriebnahme von drei weiteren Unterflurcontainer-Anlagen (Ro-
man-Herzog-Straße, Albert-Camus-Straße und Annemarie-Renger-Straße) 
Ende 2025 sind die Meldungen bezüglich des Standplatzes in der Ot-
to-Meitinger-Straße deutlich zurückgegangen. Eine Erhöhung des Lee-
rungsturnus bzw. anderweitige Maßnahmen sind daher aktuell aus Sicht 
von Remondis und des AWM nicht erforderlich.
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Hinweis auf alternative Wertstoffsammelstellen
Auf die Gestaltung der Aufkleber an den Wertstoffcontainern hat der AWM 
grundsätzlich keinen Einfluss, da es sich bei den Behältern um Eigentum 
der Betreiberfirmen handelt. Mit anschaulichen Bildern wird bereits auf 
die korrekte Mülltrennung hingewiesen und der Verwendungszweck ein-
deutig kommuniziert. Die Piktogramme sind so gestaltet, dass sie schnell 
verstanden werden können. Ein zusätzlicher Aufkleber würde das vorhan-
dene Informationssystem überfrachten, da zu viele Beschriftungen an 
einem Container kontraproduktiv wirken. Eine Übersicht der umliegenden 
Wertstoffsammelstellen kann der Website des AWM entnommen werden: 
https://www.awm-muenchen.de/abfall-entsorgen/abgabestellen/wertstof-
finseln.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

https://www.awm-muenchen.de/abfall-entsorgen/abgabestellen/wertstoffinseln
https://www.awm-muenchen.de/abfall-entsorgen/abgabestellen/wertstoffinseln
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Olympia: Öffentlichkeitsarbeit oder politische Werbung?
Anfrage Stadtrat Tobias Ruff (Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 5.2.2026

Antwort Stadtschulrat Florian Kraus:

Die Nichteinhaltung der geschäftsordnungsgemäßen Frist zur Beantwor-
tung des Stadtratsantrags bittet das Referat für Bildung und Sport zu ent-
schuldigen, da zunächst der Sachverhalt entsprechend geklärt beziehungs-
weise erneut geprüft werden musste.

Auf Ihre Anfrage vom 5.2.2026 nehme ich Bezug.

Sie haben Ihrer Anfrage folgenden Text vorausgeschickt:

Der Influencer Paul Bunne, hat sich in einem unentgeltlichen Ins-
tagram-Beitrag positiv zur Münchner Olympiabewerbung geäußert. Sein 
Beitrag wurde jetzt von der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien 
beanstandet, weil er nicht als politische Werbung gekennzeichnet gewe-
sen sei. 
Interessant ist für die Landeshauptstadt München ist dieser Vorgang we-
gen der daraus folgenden grundsätzlichen rechtlichen Einordnung der 
Olympiabewerbung. Die Landeshauptstadt München hat nämlich in meh-
reren Stellungnahmen zur Kampagne „OlympiJa“ sowie zu begleitenden 
Maßnahmen (u.a. Fass-Fotopoint auf dem Oktoberfest) ausdrücklich er-
klärt, dass es sich hierbei nicht um politische Werbung, sondern um zuläs-
sige Öffentlichkeitsarbeit handle. 
Wenn Äußerungen zur Olympiabewerbung auf Instagram als politische 
Werbung gewertet werden, wirft dies die Frage auf, ob die Stadt München 
mit Umfang, Intensität und Form ihrer eigenen Kampagne die Grenzen zu-
lässiger staatlicher Öffentlichkeitsarbeit überschritten haben könnte.

Zu den von Ihnen gestellten Fragen teile ich Ihnen Folgendes mit:

Frage 1:
Teilt die Landeshauptstadt München die rechtliche Bewertung, dass Äu-
ßerungen zur Olympiabewerbung als politische Werbung kennzeichnungs-
pflichtig sind, wie dies im Fall des Influencers Paul Bunne angenommen 
wurde? 

Antwort:
Die Behandlung dieses Falls als „politische Werbung“ ist eine verkürzte 
Darstellung des eigentlichen Sachverhalts. Die Grundlage dafür ist die 
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EU-Verordnung „Transparency and Targeting of Political Advertising“ (TTPA), 
die im Oktober 2025 in Kraft trat. 

Als Reaktion darauf stellte META im Oktober 2025 alle „politischen, Wahl- 
und gesellschaftspolitischen Anzeigen“ ein („We will stop allowing politi-
cal, electoral and social issue ads in the European Union starting in Octo-
ber 2025.“). Dementsprechend umfasst der hier verwendete Begriff der 
„politischen Werbung“ auch gesellschaftspolitische Themen. 

Die Landeshauptstadt München teilt die rechtliche Bewertung der Europä-
ischen Union und hat zu jedem Zeitpunkt die Auswirkungen dieser Verord-
nung im Blick gehabt. 

Herr Bunne wurde durch einen Dienstleister beauftragt, der wiederum 
durch das Bayerische Staatsministerium des Innern beauftragt wurde. Die 
Landeshauptstadt München war in diesen Vorgang nicht eingebunden und 
hatte zu keinem Zeitpunkt Kenntnis von dieser Beauftragung.

Frage 2:
Wenn die Landeshauptstadt München ihre Olympia-Kommunikation immer 
noch nicht als politische Werbung einstuft: Wie erklärt sie dann, dass un-
entgeltliche Meinungsäußerungen privater Personen zur selben Sache als 
politische Werbung behandelt werden? 

Antwort:
Siehe Antwort zu 1.

Frage 3:
Nach welchen konkreten Kriterien unterscheidet die Landeshauptstadt 
München zwischen a) zulässiger städtischer Öffentlichkeitsarbeit, b) Wer-
bung durch staatliche Stellen wie ein Staatsministerium und c) politischer 
Werbung privater Dritter zur Olympiabewerbung? 

Antwort:
Siehe Antwort zu 1.

Frage 4:
Wird die Landeshauptstadt München aus diesem Vorgang für die Zukunft 
lernen und eine neutralere Position im Vorfeld von Bürgerentscheiden ein-
nehmen? 
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Antwort:
Siehe Antwort zu 1.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Auswirkungen der Reform des BayKiBiG bei der Großtagespflege?
Anfrage Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Fraktion) vom 4.5.2026

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

In Ihrer Anfrage vom 4.5.2026 führen Sie Folgendes aus:
„Auswirkungen der Reform des BayKiBiG bei der Großtagespflege?
Der Reformprozess für das Bayerisches Gesetz zur Bildung, Erziehung und 
Betreuung von Kindern in Kindergärten, anderen Kindertageseinrichtungen 
und in Tagespflege (BayKiBiG) wird sich auch auf die Großtagespflege in 
München auswirken. Welche Konsequenzen und Handlungsbedarfe sich 
für die Münchner Einrichtungen daraus ergeben, sind Voraussetzung dafür, 
dass der Stadtrat notwendige Entscheidungen und Maßnahmen einleitet.“

Zu Ihrer Anfrage vom 4.5.2026 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des 
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Die für 2027 angekündigte Reform des Bayerischen Kinderbildungs- und 
-betreuungsgesetzes (BayKiBiG) verfolgt nach Aussagen des Bayerischen 
Staatsministeriums das Ziel der Entbürokratisierung und Qualitätsverbes-
serung. „Den Kitas soll ein kräftiger finanzieller Schub gegeben und mehr 
Zeit für die Kinder ermöglicht werden“. 
Für die Kommune ist mit dem Rückzug des Freistaats Bayern aus der ak-
tiven Gestaltung der Kindertagespflege mit zusätzlichen Verwaltungsauf-
wänden und Planungsunsicherheiten zu rechnen, da durch den Wegfall lan-
desrechtlicher Vorgaben erhöhter Regelungsbedarf auf kommunaler Ebene 
entsteht.

Eine wesentliche Auswirkung der Reform ist u.a. der geplante Wegfall der 
Förderung nach Art. 20a BayKiBiG in der Großtagespflege. Diese Änderung 
hat erhebliche Folgen für die Münchner Großtagespflege, da derzeit rund 
60 % der Großtagespflegestellen von dieser Förderform profitieren. 
Vom Wegfall der staatlichen Regelungen ist zudem auch Art. 20 BayKiBiG 
betroffen. 

Die Beantwortung Ihrer aufgeworfenen Fragen setzt eine umfassende Prü-
fung der geplanten Reform sowie ihrer Auswirkungen voraus. 

Ich bitte daher um Verständnis, dass aufgrund des Umfangs und der De-
tailtiefe der Reform eine Beantwortung der Fragen zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt nicht möglich ist. Nach Abschluss der erforderlichen rechtlichen 
und finanziellen Bewertungen werden die relevanten Erkenntnisse im Rah-
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men einer Sitzungsvorlage dem Stadtrat zur Beratung und Entscheidung 
vorgestellt.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Ich gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Peer-Ausbildung an der MüK 

 

„Im Klinikalltag sind Pflegefachpersonen, Ärztinnen und Ärzte sowie alle im Gesundheitswesen 

tätige Mitarbeitende häufig besonderen Stressbelastungen ausgesetzt“1, so schreibt es 

beispielsweise das LMU Klinikum. An verschiedenen Krankenhäusern in Deutschland werden als 

Gegenmaßnahme inzwischen so genannte Peers („Gleichgesinnte“) ausgebildet, die sich als 

geschulte Mitarbeitende Zeit für alle nehmen, die über solche, vor allem mentalen 

Belastungssituation reden möchten und diese dann hoffentlich verarbeiten können. „Der 

Austausch unter Gleichgesinnten hat den Vorteil,“ so die LMU weiter „dass die betreffende 

Person die Rahmenbedingungen der Klinik selbst kennt und täglich miterlebt.“ Es ist also eine 

niedrigschwellige Unterstützung auf Augenhöhe.  

Laut Homepage der München Klinik gGmbH (MüK) gibt es dort ein Kriseninterventionsteam 

(KiT), das den psychosozialen Unterstützungsbedarf für Mitarbeitende der MüK abdeckt2. Die 

CSU-Stadtratsfraktion begrüßt diese Einrichtung der MüK explizit. Eine Peer-Ausbildung wie an 

anderen Krankenhäusern wäre uns an der MüK aber nicht bekannt. Unseres Wissens können 

Kliniken, die Peers ausbilden, sogar Zuschüsse beantragen. 

 

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Oberbürgermeister: 

 

1. Gibt es an der MüK derzeit Peer-Ausbildungen beziehungsweise gibt es aktuelle 

Überlegungen, diese zukünftig anzubieten? 

 

2. Wenn nein, warum nicht? 

 

3. Sieht die MüK generell Bedarf, als Arbeitgeber ein solches oder ähnliche 

Unterstützungsangebote anzubieten? 

 
1 https://www.lmu-klinikum.de/innere-medizin-3/psu 
2 https://www.muenchen-klinik.de/karriere/arbeitgeberleistungen/kit/ 



 CSU-Fraktion im Stadtrat |  Tel.: 089 233 92650  |  Fax: 089 233 92747 | csu-fraktion@muenchen.de 

Rathaus |  Marienplatz 8  |  Zimmer 249/II  |  80331 München  

 

 

4. Wird über das KiT das gleiche Spektrum an Unterstützungsleistungen angeboten wie 

über die genannten Peers? Insbesondere, was die Niedrigschwelligkeit des Angebotes 

angeht. 

 

 

Dr. Evelyne Menges (Initiative)     Alexandra Gaßmann 

Stv. Fraktionsvorsitzende      Stadträtin 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Mittwoch, 5. August 2026 
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Mehr Service für unsere Fahrgäste: Automaten künftig in 

drei weiteren Sprachen verfügbar  

Die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) macht den Ticketkauf für alle Fahrgäste  

leichter. Insbesondere profitieren alle internationalen Gäste, die die Landeshauptstadt 

mit U -Bahn, Tram und Bus entdecken. D ie MVG hat das Sprachangebot an den 

Fahrkartenautomaten  erweitert um drei Sprachen erweitert . 

 

Das neue Angebot soll den Zugang zum öffentlichen Nahverkehr erleichtern und 

Sprachbarrieren abbauen. Die neuen Sprachversionen sind ab sofort an allen 

stationären und mobilen Automaten verfügbar . Neben den bereits verfügbaren 

Sprachen können die Kunden ihr Ticket jetzt  auch auf Portugiesisch, Chinesisch und 

Arabisch kaufen.  
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Hellabrunn beteiligt sich an Auswilderung von 
Alpensteinböcken  
 

München, den 05. August 2026 – Der Tierpark Hellabrunn hat sich erneut erfolgreich an 
der Auswilderung von Alpensteinböcken beteiligt. Gemeinsam mit dem Zoo Salzburg, der 
Wilhelma Stuttgart und dem Zoo Ljubljana wurden in der vergangenen Woche insgesamt 
zehn Tiere im österreichischen Sölktal ausgewildert. Ziel des internationalen 
Artenschutzprojekts ist es, drei bislang voneinander getrennte Populationen miteinander 
zu verbinden und ihre genetische Vielfalt langfristig zu stärken. 
 
Für Hellabrunn nahm eine junge Steinbockgeiß an der Auswilderung teil. Gemeinsam mit den 
Tieren der anderen beteiligten Zoos wurde sie in den frühen Morgenstunden an den 
Auswilderungsort gebracht. Bereits wenige Augenblicke nach dem Öffnen der Transportboxen 
verschwanden die Tiere zwischen den Felsen und Geröllfeldern der steilen Berghänge und 
erkundeten ihre neue Umgebung. 
 
„Eine Auswilderung ist für uns als wissenschaftlich geführter Zoo der Moment, in dem 
Artenschutz unmittelbar sichtbar wird. Durch die Nachzucht unserer Tiere können wir wildlebende 
Populationen gezielt unterstützen und so zum langfristigen Erhalt einer Art beitragen“, sagt 
Tierparkdirektor Rasem Baban. 
 
Die Auswilderung ist Teil eines langfristigen Wiederansiedlungsprojekts in den Alpen. Das 
Auswilderungsgebiet im Sölktal wurde im Vorfeld sorgfältig ausgewählt und bietet gute 
Voraussetzungen für den Aufbau einer stabilen Population. Die neu ausgewilderten Tiere sollen 
bestehende Bestände genetisch ergänzen und langfristig miteinander vernetzen. Mithilfe ihrer 
Ohrmarken können sie auch künftig identifiziert und bei Sichtungen dokumentiert werden. 
 
Der Alpensteinbock galt Mitte des 19. Jahrhunderts in den Alpen nahezu als ausgerottet. 
Lediglich eine kleine Restpopulation im italienischen Gran-Paradiso-Gebiet überlebte. Dank 
konsequenter Schutzmaßnahmen und zahlreicher Wiederansiedlungsprojekte konnten sich die 
Bestände in den vergangenen Jahrzehnten erholen. Hellabrunn beteiligt sich bereits zum vierten 
Mal an einer Auswilderung dieser Art und leistet damit gemeinsam mit seinen internationalen 
Partnern einen wichtigen Beitrag zum Erhalt der Alpensteinbockpopulation. 
 
Bürgermeisterin und Aufsichtsratsvorsitzende Verena Dietl dazu: „Die Rückkehr des 
Alpensteinbocks in den Alpen ist eine echte Erfolgsgeschichte des Artenschutzes. Umso mehr 
freut es mich, dass der Tierpark Hellabrunn mit seinem langjährigen Engagement und seinen 
Tieren zu dieser positiven Entwicklung beiträgt.“ 
 
Aktuell leben neun Alpensteinböcke im Tierpark Hellabrunn, darunter ein einjähriger Bock sowie 
zwei Jungtiere aus diesem Jahr. Die Planungen für eine weitere Auswilderung im kommenden 
Jahr laufen bereits. Durch die gezielte Auswilderung in unterschiedlichen Regionen der Alpen 
wird der Bestand der Alpensteinböcke langfristig gesichert und die genetische Vielfalt der 
Populationen gestärkt. 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich gerne an: 
Lisa Reininger  
Pressesprecherin  
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Tierparkstr. 30, 81543 München 
Tel: +49(0)89 62508-718 
Fax: +49(0)89 62508-52 
Email: presse@hellabrunn.de  
Website: www.hellabrunn.de  
 

 
 
Münchener Tierpark Hellabrunn AG 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: 
Verena Dietl, 3. Bürgermeisterin 
Vorstand: Dr. h.c. Rasem Baban 
Eingetragen in das Handelsregister 
des Amtsgerichts München, HRB 42030 
UST-IdNr.: DE 129 521 751 
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